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Vorstand

IG Metall-Erfolg gegen Lohndumping

Seit 24. Oktober gilt der

Mindestlohn
Nach über zwei Jahren mit Ver-
handlungen auf tarifpolitischer
und politischer Ebene hat die
IG Metall ihr Ziel erreicht: Seit
dem 24. Oktober ist der Min-
destlohn für die Branche der
textilen Dienstleistung in
Kraft. Der Schutz der Beschäf-
tigten vor Schmutzkonkurrenz
und Lohndumping wird damit
erheblich verbessert.
Für Hans Wettengl, beim Vor-
stand der IG Metall für die Tarif-
politik in der Branche textile
Dienstleistung zuständig, ist
mit dem Inkrafttreten „ein Mei-
lenstein“ erreicht. „Jetzt ist end-
lich klar: Unternehmer, die
Dumpinglöhne zahlen, sind kri-
minell, sie werden als Täter ver-
folgt und bestraft.“

Tariflöhne bleiben
In tarifgebundenen Unterneh-
men ändert der Mindestlohn für
die Beschäftigten nichts. Es
bleibt bei den bisherigen Tarif-
löhnen oberhalb des Mindest-
lohns. Aber die hier Beschäftig-
ten sind ab sofort besser vor
Schmutzkonkurrenz und vor da-
durch ausgelösten Druck auf die
Entgelte geschützt.
Deshalb können sich, so Wett-
engl, alle Beschäftigten – zu 80
Prozent Frauen – mit der IG Me-

tall über diesen Erfolg freuen.
„Sie wissen, wem sie den Erfolg
zu verdanken haben.“ Er hofft,
dass nach Zunahme des Lohn-
dumpings in den letzten Jahren
jetzt wieder saubere Verhältnisse
in der Branche einkehren.

Wo gilt Mindestlohn?
Der Mindestlohn gilt für alle Be-
schäftigte in Betrieben, die Tex-
tilien für gewerbliche Kunden so-
wie für öffentlich-rechtliche oder
kirchliche Einrichtungen wa-
schen. Dieses so genannte Ob-
jektkundengeschäft muss dabei
einen Anteil von über 80 Prozent
am Umsatz des Betriebes haben.
Für Betriebe, die hauptsächlich
Privatkunden bedienen (Textilrei-
niger), gilt der Mindestlohn nicht.
Für die Höhe des Mindestlohns
(s. Kasten unten rechts) ist der
Arbeitsort ausschlaggebend.
Auswärts Beschäftigte behalten
jedoch Anspruch auf das Entgelt
ihres Einstellungsortes, wenn
dieses höher liegt.
Wird zum Beispiel eine Beschäf-
tigte aus einem neuen vorüber-
gehend in einem alten Bundes-
land eingesetzt, hat sie Anspruch
auf den dort geltenden Mindest-
lohn. Im umgekehrte Fall behält
sie den höheren Anspruch aus
dem alten Bundesland.

Alte Neue
Bundesländer Bundesländer

ab 24. Oktober 2009 7,51 E 6,36 E

ab 01. April 2010 7,65 E 6,50 E

ab 01. April 2011 7,80 E 6,75 E

ab 01. April 2012 8,00 E 7,00 E

In tarifgebundenen Unterneh-
men gelten die Tariflöhne wei-
ter. Sie liegen deutlich über
dem Mindestlohn. Für alle an-
deren Unternehmen wurde mit

dem Mindestlohn eine Grenze
eingezogen, die nicht unter-
schritten werden darf. Es han-
delt sich hierbei jeweils um
Bruttobeträge.

Das ist das Mindeste!
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Lohndumping ist Schwarzarbeit!
Der Mindestlohn gilt für alle Arbeitnehmer – egal ob Vollzeit-
oder Teilzeitbeschäftigte, ob befristet Beschäftigte, Mini-Jobber
oder Aushilfen wie zum Beispiel Schüler, Studenten oder Rentner.
Arbeitgeber sind verpflichtet, die Bestimmungen einzuhalten. Sie
müssen dies jederzeit nachweisen können. Für die Überprüfung
sind die Behörden der Zollverwaltung zuständig. Auch Betriebs-
räten kommt bei der Überwachung eine wichtige Rolle zu.

Mindestlohn ist – wie der Name
sagt – das Mindeste, was ein Ar-
beitgeber Beschäftigten zahlen
muss. Ein Verzicht der Beschäf-
tigten auf Mindestlohn ist ausge-
schlossen. Setzen Geschäftslei-
tungen Beschäftigte unter Druck,
einen geringeren Lohn zu akzep-
tieren, machen sie sich strafbar.
Die Betriebe der Branche sind
verpflichtet, den Beginn, das
Ende und die Dauer der tägli-
chen Arbeitszeit zu dokumen-
tieren. Die Aufzeichnungen
müssen mindestens zwei Jahre
aufbewahrt werden. Damit soll
ein Umgehen des Mindestlohns
durch Trickserei mit der Arbeits-
zeit erschwert werden. Jede
Stunde, die jemand arbeitet,

soll auch bezahlt werden. Zu-
schläge aller Art müssen zu-
sätzlich bezahlt werden.
Halten sich Arbeitgeber nicht an
den Mindestlohn und werden
sie bei einer Prüfung durch die
Zollverwaltung erwischt, hat
dies schwerwiegende Konse-
quenzen für sie. Sie müssen
außer mit einer Nachzahlung für
die Beschäftigten mit der Nach-
zahlung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen, zusätzlichem
Bußgeld und mit einem Aus-
schluss bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge rechnen. Maß-
gebend ist das Schwarzarbei-
terbekämpfungsgesetz. Hinwei-
se auf Verstöße nimmt die IG
Metall entgegen. Sie leitet die-

se an die zuständigen Stellen
weiter.

Leiharbeit
Auch für Leihbeschäftigte, die in
Betrieben der Branche einge-
setzt werden, gilt der Mindest-
lohn.

Subunternehmer
Beauftragt ein Betrieb der Bran-
che ein anderes Unternehmen
mit Werk- oder Dienstleistun-
gen, dann haftet der Auftragge-
ber für die Einhaltung des Min-
destlohns. Damit gilt der Min-
destlohn auch für Wäschereien
und Textilreinigungen, aber
auch für alle anderen Dienst-
leister, die Aufträge von Firmen
der Branche textile Dienst-
leistung erhalten.

Arbeitgeber mit Sitz
im Ausland
Arbeitgeber mit Sitz im Ausland,
die Beschäftigte in Deutschland
einsetzen, müssen ebenfalls

den Mindestlohn zahlen. Sie
müssen vor Beginn jeder Werk-
oder Dienstleistung in der Bran-
che diese bei der Zollverwaltung
schriftlich anmelden.

Betriebsräte
Bei Umsetzung und Überwa-
chung des Mindestlohns haben
Betriebsräte Rechte und auch
Pflichten. So haben zum Bei-
spiel Betriebsräte sowohl eines
Entsendebetriebs als auch des
Einsatzbetriebs das Recht, Do-
kumente wie Bruttolohn- und
Gehaltslisten einzusehen. Bei
Verstößen gegen die Arbeitge-
ber-Pflichten kann der Betriebs-
rat die zuständigen Aufsichts-
behörden einschalten. Be-
triebsräte müssen aber auch
selbst Pflichten beachten. Sie
könnten zum Beispiel belangt
werden, wenn sie gegen ihre
Duldungs- und Mitwirkungs-
pflichten verstoßen. Betriebsrä-
te sollten sich deshalb mit den
Regelungen zum Mindestlohn
vertraut machen. Die IG Metall
hat hierfür ausführliche Infos
erstellt. Betriebsräte, die sie
noch nicht erhalten haben, kön-
nen sie bei ihrer IG Metall an-
fordern.

Mitglieder
gewinnen!
Der Schutz der Beschäftigten
vor Lohndumping ist für die
IG Metall eine Frage der Fair-
ness und der Menschlichkeit.
Deshalb hat sie sich für den
Mindestlohn stark gemacht.
Umgekehrt sollten Betroffe-
ne jetzt die IG Metall stark
machen und Mitglied wer-
den. Damit wir uns auch mor-
gen noch erfolgreich für
Fairness und Menschlichkeit
einsetzen können.

Betriebsräte der Branche in Inzell: Mehr Rechte, aber auch Pflichten durch Mindestlohn

Nach Inkr aftsetzen des Mindestlohns gilt:


